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der Hans Böckler Stiftung

am 11. Mai 2007 in Frankfurt/Main

Kritische Prüfung der Maßnahmen 
des RV-Altersgrenzenanpassungsgesetzes 
und Analyse ihrer Rückwirkungen auf Stabilität und 
Funktionsfähigkeit der gesetzlichen Rentenversicherung

von

D r.    H e r b e r t     R i s c h e

Präsident der Deutschen Rentenversicherung Bund, Berlin
Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

es ist wohl unstrittig, dass die langfristige Funktionsfähigkeit eines Rentensystems entscheidend davon abhängt, dass seine Ausgestaltung eine flexible Anpassung an Veränderungen der relevanten Rahmenbedingungen zulässt. Und es ist sicher eine zwar viel strapazierte, aber dennoch richtige Feststellung, dass die deutsche Rentenversicherung sich in den vergangenen 20 Jahren in mehrfacher Weise als anpassungsfähig erwiesen hat. Ich erinnere hier nur an die zwar nicht einfache, im Ergebnis aber doch erfolgreiche Bewältigung der Deutschen Einheit im Bereich der Alterssicherung. 
Im Mittelpunkt der Reformbestrebungen der vergangenen zwei Jahrzehnte standen aber zweifellos zwei andere Entwicklungen: Zum einen der demographische Wandel, der für die umlagefinanzierte gesetzliche Rentenversicherung – in ähnlicher Weise aber auch für die kapitalgedeckten Sicherungssysteme – eine erhebliche Herausforderung dargestellt. Und zum anderen die Veränderungen im Bereich der Arbeitswelt, für die die Schlagworte “Erosion des Normalarbeitsverhältnisses“ und „Zunahme diskontinuierlicher Erwerbsbiographien bzw. Patchwork-Biographien“ stehen. 
Während im Hinblick auf den Wandel in der Arbeitswelt Anpassungsmaßnahmen bislang noch weitgehend ausstehen, ist dies im Hinblick auf den demographischen Wandel anders. Praktisch alle Rentenreformen seit 1992 hatten im Wesentlichen die Aufgabe, die gesetzliche Rentenversicherung und unser Alterssicherungssystem insgesamt an die sich ändernden demographischen Bedingungen anzupassen. Das RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz stellt insoweit sozusagen das letzte, abschließende Element eines langjährigen Reformprozesses zur Anpassung der Alterssicherung an den demographischen Wandel dar. 
Altersgrenzenanhebung ist Abschluss eines langjährigen Reformprozesses 

Wenn man heute daran geht zu prüfen, inwieweit die Maßnahmen des RV-Altersgrenzenanpassungsgesetzes die Stabilität und Funktionsfähigkeit der gesetzlichen Rentenversicherung in den kommenden Jahren und Jahrzehnten sicherstellen können, sollte man das Gesetz deshalb im Kontext der vorangehenden Reformen betrachten. Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass sich wegen der Zunahme der durchschnittlichen Lebenserwartung und dem bis weit in die 90er Jahre hinein beobachtbaren Trend zum immer früheren Renteneintritt die Rentenbezugsdauer in den vergangenen 4 Jahrzehnten im Schnitt um 7 Jahre auf nunmehr 17 Jahre erhöht hat. Das ist immerhin ein Anstieg um rd. 70 %. 
Bis zum Jahr 2030 wird nach den aktuellen Bevölkerungsvorausberechnungen ein weiterer Anstieg der durchschnittlichen Lebenserwartung 65jähriger Menschen um knapp 3 Jahre erwartet. Bei unverändertem Rentenzugangsalter würden die Menschen dann also durchschnittlich 20 Jahre oder länger Rente beziehen. Zugleich wird dem zunehmenden Bestand an Rentnern wegen der niedrigen Geburtenzahlen grundsätzlich eine immer kleiner werdende Anzahl von Beitragszahlern gegenüberstehen. Dies kann und sollte durch eine Steigerung der Erwerbsbeteiligung insbesondere von Frauen und auch durch Zuwanderungen sicherlich in gewissem Umfang gemildert werden; vollständig oder auch nur weitgehend vermeiden lassen wird sich diese Entwicklung aber wohl nicht. 
Diese Erkenntnis ist beileibe nicht neu. Es war gerade die Rentenversicherung, die diese Thematik bereits sehr früh – nämlich zu Beginn der 80er Jahre des vergangenen Jahrhunderts – aufgegriffen hat. Wir haben seinerzeit eine Studie bei dem Schweizer Forschungsinstitut PROGNOS in Auftrag gegeben, mit der die Auswirkungen des demographischen Wandels auf die Rentenversicherung untersucht werden sollte. Auf Basis dieser Studie hat die Rentenversicherung dann eine Reihe von Vorschlägen erarbeitet, wie die durch den demographischen Wandel ausgelösten Belastungen für die Alterssicherung so weit wie möglich kompensiert und gerecht verteilt werden könnten. In den Reformgesetzen der vergangenen beiden Jahrzehnte – beginnend mit der 1989 beschlossenen Rentenreform 1992 – hat die Politik viele dieser Vorschläge aufgegriffen und umgesetzt. 
Im Prinzip ist seit dem PROGNOS-Gutachten aus den 80er Jahren somit das zur Anpassung der Alterssicherung an den demographischen Wandel zur Verfügung stehende Instrumentarium im Wesentlichen bekannt. Die Anpassung der umlagefinanzierten gesetzlichen Rentenversicherung kann danach im Grundsatz an drei Ansatzpunkten festgemacht werden: Beim Beitragssatz, auf der Leistungsseite sowie beim Bundeszuschuss. Alle drei Ansatzpunkte sind in den Reformen der beiden letzten Jahrzehnte genutzt worden. 

Der Gesetzgeber hat allerdings seinen Handlungsspielraum für Anpassungen des Rentenrechts im Jahr 2004 bewusst eingeschränkt, indem er im Hinblick auf Beitragssatz und Leistungsniveau eine gesetzlich vorgegebene Ober- bzw. Untergrenze eingeführt hat. Wenn der Beitragssatz bis zum Jahre 2020 den Wert von 20 % oder bis zum Jahr 2030 den Wert von 22 % zu überschreiten droht, hat die Bundesregierung danach dem Gesetzgeber Vorschläge vorzulegen, wie dies vermieden werden kann. Das gleiche gilt für den Fall, dass das Leistungsniveau der gesetzlichen Rentenversicherung einen bestimmten Mindestwert unterschreitet; das so genannte „Nettorentenniveau vor Steuern“ soll bis zum Jahr 2020 nicht unter den Wert von 46 % und bis zum Jahr 2030 nicht unter 43 % absinken. Ein weitergehendes Sinken des Leistungsniveaus der gesetzlichen Rentenversicherung wäre aus meiner Sicht auch keinesfalls vertretbar. Denn der Abstand zwischen bedürftigkeitsabhängiger Grundsicherung auf der einen und beitragsbezogener Rentenleistung auf der anderen Seite muss auch in Zukunft ausreichend groß bleiben, damit die Akzeptanz und auch die Legitimität einer beitragsfinanzierten und lohn- und beitragsbezogenen Rente aufrechterhalten werden kann. 
Allerdings liegt es auf der Hand, dass mit der Festschreibung von Beitragssatzober- und Leistungsniveauuntergrenzen die politischen Handlungsspielräume zur Anpassung der Rentenversicherung an Veränderungen der relevanten Rahmenbedingungen begrenzt wurden. Wenn nur relativ wenige Stellschrauben zur Anpassung des Systems an veränderte Rahmenbedingungen zur Verfügung stehen und man einige davon durch gesetzliche Festlegungen ausklammert, verbleiben notwendigerweise entsprechend weniger Anpassungsinstrumente. Dies sollte man berücksichtigen, wenn man die Entscheidung des Gesetzgebers bewertet, die Altersgrenzen anzuheben.
Denn inzwischen zeigen unsere Berechnungen, dass vor dem Hintergrund der gerade von den Statistischen Ämtern aktualisierten  Bevölkerungsvorausberechnungen das vor der Reform geltende Rentenrecht voraussichtlich zu einem Anstieg des Beitragssatzes auf ca. 23 % im Jahr 2030 führen würde. Damit wäre eine der gesetzlich festgelegten Zielmarken verletzt. Da jedoch eine weitere Senkung des Leistungsniveaus der Rentenversicherung aus den eben genannten guten Gründen ausscheidet und ein weiterer Anstieg des Bundeszuschusses wohl nicht zur Diskussion steht, bleibt als Handlungsoption im Wesentlichen die Anpassung der Altersgrenze, wenn man den Beitragssatzanstieg über die gesetzlich vorgegebene Obergrenze hinaus vermeiden will. 

Meine Damen und Herren,

ich verzichte an dieser Stelle bewusst darauf, die einzelnen Elemente des RV-Altersgrenzenanpassungsgesetzes hier nochmals darzustellen und zu erläutern. Ich möchte vielmehr die Zeit nutzen, um einerseits einen Blick auf die voraussichtlichen Auswirkungen des Gesetzes auf die Finanzsituation der gesetzlichen Rentenversicherung zu werfen und andererseits die Frage zu diskutieren, welche Maßnahmen erforderlich sind, um die beschlossene Altersgrenzenanhebung möglichst erfolgreich und in einer auch für die Versicherten akzeptablen Weise umzusetzen. Letzteres ist aus meiner Sicht eine unabdingbare Voraussetzung dafür, dass Stabilität und Funktionsfähigkeit der Rentenversicherung nicht nur theoretisch, sondern auch tatsächlich langfristig gesichert werden können.
Finanzwirkungen der Altersgrenzenanhebung

Die gesetzliche Rentenversicherung hat im Vorfeld und im Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zum RV-Altersgrenzenanhebungs​gesetz mehrfach darauf hingewiesen, dass einerseits die Gesamtwirkungen der Altersgrenzenanhebung äußerst komplex und andererseits die damit verbundene Beitragssatzentlastungen vergleichsweise moderat sind. Dennoch dürfte nach unseren aktuellen Berechnungen das RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz insgesamt aber sicherstellen können, dass die gesetzlich festgelegte Beitragssatzobergrenze von 22 % im Jahre 2030 nicht überschritten wird: Unsere aktuelle langfristige Finanzschätzung kommt unter Berücksichtigung der jetzt beschlossenen Neuregelungen für das Jahr 2030 auf einen Beitragssatz von 21,8 %. Das sind etwa 0,9 Prozentpunkte weniger als bei unveränderter Beibehaltung des heutigen Rechts zu erwarten gewesen wäre.
Im Einzelnen ergeben sich aufgrund des Reformgesetzes eine Reihe gegenläufiger Auswirkungen auf die Rentenfinanzen. Für sich allein genommen würde z. B. die Anhebung der Altersgrenzen um 2 Jahre eine finanzielle Entlastung der Rentenversicherung bewirken, die langfristig einem Volumen von ca. einem Beitragssatzpunkt entspricht. Allerdings wirken dieser theoretischen Bruttoentlastung zwei Effekte entgegen: Die Wirkung des Nachhaltigkeitsfaktors in der Rentenanpassungsformel sowie die im Zuge der Altersgrenzenanhebung neu eingeführte Rente für „besonders langjährig Versicherte“.

Der Nachhaltigkeitsfaktor ist im Jahr 2004 auf Vorschlag der so genannten Rürup-Kommission in die Rentenanpassungsformel eingefügt worden. Er soll bekanntlich im Falle eines ungünstiger werdenden Zahlenverhältnisses von Beitragszahlern und Rentenempfängern die grundsätzlich an der Entwicklung der durchschnittlichen Löhne orientierte Rentenanpassung dämpfen und so die Rentnergeneration an den Folgen des demographischen Wandels beteiligen. 
Ein Faktor in einer mathematischen Formel wirkt aber im Regelfall in beide Richtungen. Dies ist auch beim Nachhaltigkeitsfaktor der Fall: Ebenso wie er Rentenanpassungen mindert, wenn sich das Zahlenverhältnis von Beitragszahlern und Rentenempfängern verschlechtert, wirkt er anpassungserhöhend wenn es sich verbessert. Genau dies ist aber – unter sonst gleichen Bedingungen – bei einer Anhebung der Altersgrenzen zu erwarten: Der spätere Rentenbeginn verringert die Anzahl der Rentenbezieher und gleichzeitig steigt die Anzahl der Beitragszahler, sofern die Menschen länger im Erwerbsleben verbleiben. Die Altersgrenzenanhebung bewirkt somit über den Nachhaltigkeitsfaktor eine Verstärkung der Rentenanpassungen und somit einen höheren Finanzbedarf der gesetzlichen Rentenversicherung, der einen Teil des Einspareffektes durch die Altersgrenzenanhebung wieder kompensiert.
Der Einspareffekt wird daneben auch durch die mit dem RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz neu in das Rentenrecht eingeführte Rente für besonders langjährig Versicherte gemindert. Diese Neuregelung sieht bekanntlich vor, dass Versicherte mit 45 Pflichtbeitragsjahren auch weiterhin mit 65 Jahren in Rente gehen können, ohne versicherungsmathematische Rentenabschläge in Kauf nehmen zu müssen. Maßgeblich dabei sind allerdings nur Pflichtbeitragszeiten mit einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung, Kindererziehungs‑ oder ‑berücksichtigungszeiten sowie Zeiten einer Pflegetätigkeit; nicht jedoch z. B. Pflichtbeitragszeiten wegen Arbeitslosigkeit oder auch Zeiten einer freiwilligen Beitragszahlung zur gesetzlichen Rentenversicherung. 
Betrachtet man die heutigen Rentenzugänge, so erfüllen etwa 4 % aller Frauen, aber immerhin rd. 28 % aller Männer die Voraussetzungen für die Rente für besonders langjährig Versicherte. Somit wird durch diese Sonderregelung ein durchaus relevanter Teil der Versicherten von der Altersgrenzenanhebung faktisch ausgenommen, was – neben den von der Rentenversicherung ja deutlich ausgesprochenen sozialpolitischen Bedenken gegen diese Sonderregelung – auch die finanzielle Entlastungswirkung der Altersgrenzenanhebung deutlich relativiert. Letztlich halbiert sich durch die Wirkung des Nachhaltigkeitsfaktors und die Sonderregelung für besonders langjährig Versicherte der beitragssatzsenkende Effekt der Altersgrenzenanhebung auf nur noch ca. 0,5 Prozentpunkte. 

Nur durch ein weiteres wesentliches Element des RV-Altersgrenzenanpassungsgesetzes, die Regelungen zum Nachholen von bislang unterbliebenen Minderungen der jährlichen Rentenanpassungen, stellt letztlich sicher, dass mit dem jüngsten Reformgesetz der Beitragssatz langfristig unter der gesetzlichen Zielnorm gehalten werden kann. Der durch das Nachholen der bisher unterbliebenen Anpassungsminderungen zu erzielende Einspareffekt wird in etwa auf die gleiche Größenordnung veranschlagt wie der Nettoeffekt der Altersgrenzenanhebung. Insgesamt kommt es so zu der errechneten Beitragssatzminderung um insgesamt 0,9 Prozentpunkte durch das RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz.

Soziale Nachhaltigkeit sichern ist gleichrangiges Reformziel
Letztlich kann man somit bei einer kritischen Prüfung den Maßnahmen des Altersgrenzenanpassungsgesetzes aus heutiger Sicht insgesamt attestieren, dass sie die finanzielle Nachhaltigkeit der gesetzlichen Rentenversichersicherung – bezogen auf die gesetzlich festgelegten Beitragssatzoberziele – sicher stellen kann. Die Rentenversicherung weist allerdings seit langem darauf hin, dass neben der finanziellen Nachhaltigkeit der Rentenversicherung deren soziale Nachhaltigkeit ein gleichrangiges Ziel darstellt. Ohne soziale Nachhaltigkeit der rentenrechtlichen Regelungen, ohne die notwendige Akzeptanz des Rentensystems in der Bevölkerung, ist auch die finanzielle Stabilität der Rentenversicherung auf Dauer nicht zu realisieren. Deshalb wird man von einer erfolgreichen Umsetzung der nun beschlossenen Maßnahmen m.E. nur dann reden können, wenn den Versicherten auch eine realistische Möglichkeit eröffnet wird, tatsächlich bis zum Erreichen der neuen Altersgrenzen im Erwerbsleben verbleiben zu können. 
Hierzu sind zweifellos Anpassungen im Bereich der Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik, aber auch ein grundsätzlicher Bewusstseinswandel in den Unternehmen erforderlich. Sicher wird Prof. Walwei auf diesen Aspekt und die damit zusammenhängenden Fragen nachher noch intensiv eingehen. Ich möchte mich deshalb hier auf das konzentrieren, was die Rentenversicherung in diesem Zusammenhang tun kann. 

Denn auch die Rentenversicherung kann durchaus dazu beitragen, die Umsetzung der Altersgrenzenanhebung erfolgreich zu gestalten. Damit die Menschen länger im Erwerbsleben verbleiben können, müssen einerseits die Rehabilitationsangebote für ältere Arbeitnehmer, andererseits aber auch die Rehabilitationsbereitschaft der Arbeitnehmer selbst deutlich zunehmen. Es wird in Zukunft eine Selbstverständlichkeit werden müssen, dass ein gesundheitlich beeinträchtigter 60- jähriger Versicherter keinen Rentenantrag stellt, sondern eine Rehabilitationsmaßnahme durchläuft, um seine Erwerbsfähigkeit aufrechtzuerhalten bzw. wieder zu erlangen. Dazu bedarf es auch Rehabilitationsleistungen, die passgenau auf die Bedürfnisse älterer Arbeitnehmer zugeschnitten sind. 
Daneben werden wir dem Gedanken der Prävention in Zukunft aber noch stärker als bisher Beachtung schenken müssen. Maßnahmen zur Sicherstellung der Erwerbsfähigkeit von Arbeitnehmern jenseits des 55. oder 60. Lebensjahres dürfen nicht erst in diesem Alter einsetzen, der Grundstein hierfür muss lange vorher gelegt werden. Geeignete präventive Maßnahmen müssen bereits in einem frühen Stadium des Erwerbslebens ansetzen und die Voraussetzungen dafür schaffen, dass Arbeitnehmer bei guter Gesundheit länger als bisher im Erwerbsleben verbleiben können. 

Flexibilisierung rentenrechtlicher Regelungen zur Flankierung der Altersgrenzenanhebung

Meine Damen und Herren!

Gegenwärtig wird in vielen Parteien und Verbänden darüber nachgedacht, ob und in welcher Weise man eine erfolgreiche Umsetzung der Altersgrenzenanhebung auch dadurch unterstützen kann, dass man die rentenrechtlichen Regelungen zum Übergang von der Erwerbs‑ in die Rentenphase flexibler als bisher gestaltet. Tatsächlich spricht einiges dafür, dass ein längerer Verbleib im Erwerbsleben in vielen Fällen leichter realisierbar ist und vor allem auch eher akzeptiert wird, wenn der Übergang in die Rente gleitend erfolgt und/oder dem Versicherten Handlungsspielräume für die Art des Übergangs offenstehen. Die dafür notwendigen rentenrechtlichen Regelungen sind im Grundsatz bereits weitgehend vorhanden: Das Rentenrecht ist schon heute erheblich flexibler und entsprechend der individuellen Vorstellungen des Einzelnen nutzbar, als viele denken. Dem Versicherten stehen erheblich mehr Gestaltungsmöglichkeiten zur Verfügung als nur der vorzeitige Rentenbeginn unter Inkaufnahme von versicherungsmathematischen Rentenabschlägen.
Gerade im Hinblick auf den gleitenden Übergang in die Rente besteht z.B. seit langem die Möglichkeit, zunächst nur einen Teil des Rentenanspruchs als so genannte Teilrente wahrzunehmen und daneben teilweise auch noch erwerbstätig zu bleiben und entsprechende Erwerbseinkünfte zu beziehen. Für den Versicherten kann dies vor allem auch deshalb interessant sein, weil dabei Rentenabschläge nur für jenen Teil des Rentenanspruchs hingenommen werden müssen, der vorzeitig in Anspruch genommen wird. Wenn z. B. die Hälfte des Rentenanspruchs mit Vollendung des 63. Lebensjahres als Teilrente in Anspruch genommen wird, die andere Hälfte jedoch erst mit Erreichen der Regelaltersgrenze von 65 Jahren, so fallen Rentenabschläge auch nur für jene halbe Rente an, mit 63 bereits in Anspruch genommen wurde. Die andere Hälfte der Rente, die erst ab 65 bezogen wird, bleibt dagegen abschlagsfrei. Hinzu kommt, dass aufgrund der Arbeitsentgelte, die neben der Teilrente erworben werden, zusätzliche Rentenanwartschaften entstehen können und die spätere volle Altersrente erhöhen. 

Obwohl also die Möglichkeit der Inanspruchnahme einer Teilrente auch aus Sicht der Versicherten grundsätzlich attraktiv erscheinen müsste, wird die Regelung bislang nur sehr zurückhaltend angenommen. Die Zahl der Teilrenten liegt gegenwärtig lediglich bei rd. 4.000 in der gesamten Rentenversicherung – bei insgesamt rd. 17 Mio. Altersrenten. Die Gründe hierfür sind sicherlich vielfältig: Einerseits mag das abrupte, vollständige Ausscheiden aus der Erwerbstätigkeit noch immer das gängige Muster für den Übergang in den Ruhestand sein, andererseits dürften die Regelungen des Altersteilzeitgesetzes, die eine Aufstockung des aktuellen Lohnes und der Rentenanwartschaften durch die Arbeitgeber vorsehen, für viele Arbeitnehmer noch attraktiver erscheinen als die Teilrente. 
Zu vermuten ist zudem, dass auch  die doch relativ komplizierten Regelungen zur Hinzuverdienstbegrenzung bei Bezug einer Teilrente dazu beigetragen, diese Regelungen bei den Versicherten unattraktiv erscheinen zu lassen. Es ist deshalb zu begrüßen, dass die Teilrente und insbesondere auch die Hinzuverdienstregelungen gegenwärtig in verschiedene Parteien und Verbänden einer grundlegenden Überprüfung unterzogen werden. Ob dabei als Ergebnis der völlige Wegfall der Hinzuverdienstbegrenzungen herauskommen sollte – wie dies von Einigen in der Politik gefordert wird - erscheint mir zwar eher zweifelhaft; dass in diesem Bereich aber eine deutliche Vereinfachung des geltenden Rechts sinnvoll und für die Versicherten attraktiv wäre, ist wohl unbestritten. 
Im Hinblick auf eine Flexibilisierung der Regelungen zum Übergang von der Erwerbsphase in die Rente wird des Weiteren auch daran gedacht, den Versicherten eine Option anzubieten, die im Falle eines vorzeitigen Rentenbeginns fällig werdenden versicherungsmathematischen Rentenabschläge durch Zahlung eines zusätzlichen Beitrags zu vermeiden. Das geltende Recht lässt dies bereits heute zu, allerdings sind die zur Abschlagvermeidung zu zahlenden Beträge vergleichsweise hoch – zumindest wenn man sie als Einmalbetrag vom Zeitpunkt des Rentenbeginns entrichten will. Diskutiert wird deshalb, den Versicherten die Möglichkeit zu eröffnen, bereits ab dem 45. oder 50. Lebensjahr regelmäßige Zusatzbeiträge zu entrichten, die dann im Falle des vorzeitigen Rentenbeginns zur Kompensation der fälligen Abschläge dienen können. Auch hier werden wir sorgfältig zu prüfen haben, welche Auswirkungen derartige Regelungen für die Rentenversicherung hätten. 
Sicherzustellen ist jedoch auf jeden Fall, dass flexible rentenrechtliche Regelungen und Wahlmöglichkeiten für die Versicherten nicht zu einer finanziellen Begünstigung derjenigen führen, diese Optionen wählen – und zu einer Belastung der übrigen Solidargemeinschaft. Der Nutzen flexibler Regelungen für den Einzelnen muss darin liegen, dass er seine individuellen Präferenzen und Lebensvorstellungen besser realisieren kann, nicht aber darin, dass er auf Kosten der übrigen Solidargemeinschaft einen höheren Gegenwert für seine eingezahlten Beiträge erhält. Sofern dieser Grundsatz sichergestellt ist, können Optionen und flexible Regelungen zum Übergang in Rente aber durchaus dazu beitragen, die Akzeptanz der Versicherten bezüglich der Altersgrenzenanhebung zu verbessern und sollten insofern keinesfalls vorschnell verworfen werden.
In diesem Zusammenhang möchte ich aber ein Weiteres ebenfalls deutlich hervorheben. Die Schaffung verbesserter Optionen für einen gleitenden Übergang der Arbeitnehmer von der Erwerbsphase in den Ruhestand kann nicht allein Aufgabe der gesetzlichen Rentenversicherung sein. Sie ist vielleicht nicht einmal in erster Linie eine Aufgabe der gesetzlichen Rentenversicherung. Hier eröffnet sich vielmehr zum Einen ein geradezu klassisches Aufgabenfeld für die betriebliche Altersversorgung: Den Betrieben steht ein breites Instrumentarium zur Verfügung, mit dem dieser Übergang gestaltet werden kann. Ich denke da nur an die Verwendung von verbliebenen Guthaben aus Lebensarbeitszeitkonten oder die vielfältigen Formen von Teilzeitarbeit älterer Arbeitnehmer. 
Zum anderen ist hier auch die 3. Säule der Alterssicherung gefordert: Der Bereich der privaten Altersvorsorge ist geradezu prädestiniert dafür, Angebote und Möglichkeiten zur Gestaltung eines gleitenden Übergangs der Arbeitnehmer in den Ruhestand zuschaffen. Im anglo-amerikanischen Bereich ist die Diskussion um derartige, dort „bridge-pension“ genannte Produkte zur finanziellen Absicherung des Zeitraums zwischen dem Beginn eines schrittweisen Berufsausstiegs und dem endgültigen und vollständigen Übergang in die Rente jedenfalls bereits erheblich weiter gediehen als bei uns. Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass es sich bei den ins Auge gefassten gleitenden Übergängen um begrenzte und damit versicherungsmathematisch relativ gut kalkulierbare Zeitabschnitte handelt, sollte auch bei uns in der Finanzbranche verstärkt nach Lösungsansätzen für entsprechende Vorsorgekonzeptionen und ‑produkte gesucht werden.
Fazit

Meine Damen und Herren,

aus meiner Sicht stellt sich die Anhebung der Altersgrenzen in der gesetzlichen Rentenversicherung letztlich als eine Reformmaßnahme dar, zu der es vor dem Hintergrund der Prognosen über die weitere Entwicklung der Lebenserwartung kaum eine Alternative gab. Angesichts des gesetzlich vorgegebenen Beitragssatzziels sowie der Tatsache, dass eine weitere Absenkung des Leistungsniveaus der gesetzlichen Rentenversicherung nicht akzeptabel erscheint, ist für mich eine andere Anpassungsmaßnahme mit vergleichbarer Wirkung nicht erkennbar. Ich halte die beschlossene Anhebung vor diesem Hintergrund insoweit letztlich für sinnvoll und erforderlich. Die Analyse der Auswirkungen des Reformgesetzes auf die Rentenfinanzen zeigt zudem, dass es aus heutiger Sicht mit den beschlossenen Maßnahmen gelingen wird, die langfristigen Beitragsziele zu erreichen. 
Unabdingbar ist dabei allerdings auch, dass für die Versicherten eine realistische Perspektive geschaffen wird, bis zum Erreichen der künftig höheren Altersgrenzen im Erwerbsleben zu verbleiben und/oder den Übergang vom Berufsleben in die Rente in einer auch persönlich akzeptablen Weise zu gestalten. Dies sicherzustellen wird in erster Linie Aufgabe der Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik sein. Ich habe darauf hingewiesen, dass sich daneben aber auch die Rentenversicherung durchaus in der Verantwortung sieht. Dabei wird vor allem die Stärkung des Präventionsgedankens sowie die Verbesserung und gezielte Ausrichtung der Rehabilitationsmaßnahmen auf ältere Arbeitnehmer im Mittelpunkt stehen. Wichtig sind daneben aber auch Veränderungen im Bereich des Rentenrechts, die die Möglichkeiten des flexiblen Übergangs von der Erwerbsphase in die Rente verbessern.
Wenn es gelingt, die Umsetzung des RV-Altersgrenzen​an​pas​sungs​gesetzes mit diesen Maßnahmen zu flankieren, und wenn die Politik zudem deutlich macht, dass es ihr mit der ausdrücklich in das Gesetz aufgenommenen Verpflichtung Ernst ist, die weitere Umsetzbarkeit regelmäßig vor dem Hintergrund der Arbeitsmarktsituation älterer Arbeitnehmer zu überprüfen, dann wird die „Rente mit 67“ für die betroffenen Versicherten viel von ihrem Schrecken verlieren. Sie wird dann – aber wohl auch nur dann – die erhoffte und von den Finanzexperten errechnete positive Auswirkung auf die Stabilität und Funktionsfähigkeit der gesetzlichen Rentenversicherung realisieren können. Ich bin in dieser Hinsicht jedenfalls durchaus optimistisch.  
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

